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BUNDESARBEITSGERICHT

5 AZR 1008/06
15 Sa 944/06
Landesarbeitsgericht
Hamm

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
19. Dezember 2007

URTEIL

Metze, Urkundsbeamter
der Geschéftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsklagerin und Revisionsklagerin,

Pp.

Klagerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Finfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der miindlichen
Verhandlung vom 19. Dezember 2007 durch den Vorsitzenden Richter am
Bundesarbeitsgericht Dr. Muller-Glége, den Richter am Bundesarbeitsgericht
Prof. Dr. Mikosch, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Laux sowie den
ehrenamtlichen Richter Kessel und die ehrenamtliche Richterin Zorn fur Recht

erkannt;
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 28. September 2006
- 15 Sa 944/06 - aufgehoben, soweit es Uber die Ein-
malzahlung November 2004 in Héhe von 50,00 Euro
brutto nebst Zinsen entschieden hat.

2. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache an das
Landesarbeitsgericht zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung -auch uber die Kosten der Revision -
zurlickverwiesen.

3. Im Ubrigen wird die Revision der Beklagten gegen das
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm  vom
28. September 2006 - 15 Sa 944/06 - mit der MalRgabe
zuriickgewiesen, dass Zinsen in Hoéhe von finf Pro-
zentpunkten Uber dem Basiszinssatz erst ab dem
8. Januar 2005 zu zahlen sind.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Verpflichtung der Beklagten, das Gehalt
der Klagerin entsprechend den Tarifabschliissen des 6ffentlichen Dienstes fiur
das Jahr 2004 zu erhéhen.

Die 1961 geborene Klagerin war seit Mai 1988 bei der Rechtsvor-
gangerin der Beklagten als Altenpflegerin in einem Seniorenzentrum be-
schaftigt. Dem Arbeitsverhaltnis lag ein schriftlicher Arbeitsvertrag vom 3. Mai
1988 zugrunde, in dessen § 10 Ausschlussfristen fir die Geltendmachung aller
Anspriche aus dem Arbeitsverhaltnis geregelt waren. Die Anspriiche mussten
innerhalb von zwei Monaten nach Falligkeit gegentber der anderen Vertrags-
partei schriftlich erhoben werden und bei Ablehnung durch die Gegenpartei
innerhalb von zwei Monaten nach der Ablehnung gerichtlich geltend gemacht
werden. AuRerdem war bestimmt, dass jede Anderung oder Erganzung des

Arbeitsvertrags Gultigkeit nur bei Einhaltung der Schriftform haben sollte.
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ratenen Rechtsvorgangerin den Betrieb des Seniorenzentrums. Anlasslich der
Ubernahme traf sie mit der OTV-Kreisverwaltung G am 1. Oktober 1999 eine
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Am 1. November 1999 Ubernahm die Beklagte von der in Insolvenz ge-

Vereinbarung, in der es ua. heilt:

B JLaw — Gesetze und Urteile

W

3y e

Mit der vorliegenden Vereinbarung soll betreffend der am
Standort G, gegenwartig im Bereich Pflege und Hauswirt-
schaft beschaftigten Arbeitnehmern, soweit diese in den
Anwendungsbereich des §613a BGB fallen, eine
Regelung getroffen werden. Im Hinblick auf die gesetz-
liche Bestimmung des § 613 a BGB ist es das Ziel der C
und der OTV, die Grundlagen der Ubernahme der Arbeit-
nehmer durch die C zu konkretisieren. In diesem Sinne ist
die vorliegende Vereinbarung als eine solche zugunsten
Dritter, namlich der Arbeitnehmer, die in den An-
wendungsbereich des § 613 a BGB fallen, zu verstehen
und zwar mit der Mafdgabe, dal3 die vorgenannten Arbeit-
nehmer der Vereinbarung innerhalb einer Frist von drei
Wochen nach Zugang schriftlich zustimmen. Die C bietet
daher den vormals am Ort der Betriebsstatte G im Bereich
der Pflege und der Hauswirtschaft beschéftigten Arbeit-
nehmern, soweit diese in den Anwendungsbereich des
§ 613 a BGB fallen, die Fortsetzung des Arbeitsverhalt-
nisses ab dem Zeitpunkt der tatséchlichen Aufnahme der
Betriebstatigkeit durch die C am Standort in G zu den
nachfolgenden Bedingungen an:

a) Das Arbeitsverhaltnis mit dem am Standort G im Be-
reich Pflege und Hauswirtschaft beschaftigten Arbeit-
nehmern - soweit diese in den Anwendungsbereich des §
613a BGB fallen- wird zu den bisherigen Arbeits-
vertragsbedingungen unverandert fortgesetzt. Die Arbeit-
nehmer werden auf Anfordern der C Abschriften der
Arbeitsvertrége nebst etwaigen Zusatzvereinbarungen zur
Verfiigung stellen und ggfls. Einsicht in die Originalunter-
lagen gewahren.

¢) Die C wird ab dem 1. Oktober 1999 - die Aufnahme der
tatsachlichen Betriebstatigkeit vorausgesetzt - die Grund-
gehalter der Beschaftigten auf der Grundlage des Tarif-
abschlusses des offentlichen Dienstes um 3,1 % erhéhen.
Fur den Zeitraum April bis September 1999 wird sich die C
beim Treuhdnder um eine Ubernahme der anteiligen
Gehaltserhéhung von 3,1 % und der auf der Grundlage
des Tarifabschlusses vereinbarten Einmalzahlung von DM
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300,-- ber_r)t'Jhen. Die C weist die Mitarbeiter darauf hin,
da die Ubernahme der 3,1 % durch den Treuhander
ungewil ist.

Die C bestatigt den vorgenannten Arbeitnehmern weiter-
hin, dal3 ab dem Kalenderjahr 2000 auf der Grundlage der
Tarifabschlisse im 6ffentlichen Dienst zum BAT und BMT-
GllI die vereinbarten prozentualen Gehaltserhéhungen an
die vorgenannten Beschéftigten weitergegeben werden.

Die C und die OTV stellen klar, dal diese Vereinbarung
nur fr die am Standort G, Beschaftigten des Pflege- und
Hauswirtschaftsbereiches - soweit diese in den An-
wendungsbereich des § 613 a BGB fallen - gilt, die inner-
halb von drei Wochen nach Kenntniserlangung von der
Vereinbarung den Regelungen vorbehaltlos schriftlich
zustimmen. Die Vereinbarung findet keine Anwendung auf
solche Beschaftigten, die ab dem 1. Oktober 1999 von der
C neu eingestellt werden. Ebensowenig findet die Verein-
barung Anwendung auf solche Mitarbeiter, die in der
Vergangenheit aulRerhalb des vorgenannten Standortes
beschaftigt worden sind.

”

Im Oktober 1999 nahm die Klagerin an einer Betriebsversammlung teil,
auf der die wesentlichen Punkte der Vereinbarung vorgestellt wurden.

Die Klagerin gab keine schriftliche Erklarung ab. Sie setzte ihre Tatig-
keit Gber den 31. Oktober 1999 hinaus unverandert bei der Beklagten fort. Die
Beklagte erhdhte in den Jahren 2000 bis 2003 die Vergutung entsprechend den
Tarifabschliissen des 6ffentlichen Dienstes. Fur Januar bis April 2004 wurde fir
die Beschaftigten des o6ffentlichen Dienstes eine Tariferhéhung von einem
Prozent und ab Mai 2004 eine Erhéhung um ein weiteres Prozent sowie eine
Einmalzahlung fur November 2004 in Héhe von 50,00 Euro brutto vereinbart.
Die Klagerin machte die Gehaltssteigerung von insgesamt unstreitig
375,58 Euro brutto fur die Zeit von Januar bis November 2004 mit Schreiben

vom 2. November 2004 gegeniiber der Beklagten geltend.

Mit der am 23. Dezember 2004 beim Arbeitsgericht eingereichten und
der Beklagten am 7. Januar 2005 zugestellten Klage hat die Klagerin die Auf-
fassung vertreten, sie habe einen Anspruch auf Erhéhung ihres Gehalts ent-

sprechend den Tarifabschliissen des 6ffentlichen Dienstes. Die Parteien seien
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auch ohne ihre schriftliche Erklarung von der Geltung der Regelung vom
1. Oktober 1999 ausgegangen. Die Zustimmung sei durch den Gewerkschafts-
sekretar der OTV fir alle Arbeitnehmer und zudem individuell auf der Betriebs-
versammlung im Oktober 1999 erklart worden. Bei allen Beteiligten habe
Einvernehmen darliber bestanden, dass dies ausreiche und die Vereinbarung

gelten solle.
Die Klagerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an die Klagerin 375,58 Euro
nebst Zinsen in Héhe von funf Prozentpunkten Uber dem
Basiszinssatz der EZB seit Rechtshangigkeit zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Die in der Verein-
barung vom 1. Oktober 1999 genannten Arbeitsbedingungen seien nicht Inhalt
des Arbeitsverhaltnisses geworden, weil die Klagerin ihnen nicht innerhalb von
drei Wochen schriftlich zugestimmt habe. Das Schriftformerfordernis sei nicht
konkludent abbedungen worden. Die Weitergabe der Tariferhéhungen in den
Jahren 2000 bis 2003 habe nicht zu einer Vertragsanderung gefiihrt; denn die
Zahlungen seien auf Grund der irrtimlichen Annahme einer Zahlungspflicht
erfolgt. Im Ubrigen habe die Klagerin fur die Forderungen bis August 2004 die
Ausschlussfrist nach § 10 des Arbeitsvertrags nicht eingehalten. Eine im Hin-
blick auf die Neuregelung des Schuldrechts zu kurz bemessene Frist sei nicht
stets unwirksam, sondern bei Altvertradgen entsprechend anzupassen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesarbeits-
gericht hat die Berufung der Beklagten zuriickgewiesen. Mit der vom Landes-
arbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageab-

weisungsantrag weiter.
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Entscheidungsgriinde

l. Die Revision ist Uberwiegend unbegrindet. Das Landesarbeitsgericht
hat zutreffend erkannt, dass die Klagerin einen Anspruch auf Weitergabe der
tariflich vereinbarten prozentualen Gehaltserhéhungen fur 2004 gegen die
Beklagte hat.

1. Zwischen den Parteien ist eine Anderungsvereinbarung zum Arbeits-
vertrag zustande gekommen (§§ 145 ff. BGB).

a) Die Beklagte hat den im Bereich Pflege und Hauswirtschaft be-
schaftigten Arbeithehmern des Seniorenzentrums, somit auch der Klagerin,
angeboten, das Arbeitsverhaltnis mit ihr fortzusetzen und ab dem Jahr 2000 auf
der Grundlage der Tarifabschlisse im o&ffentlichen Dienst zum Bundes-
Angestelltentarifvertrag die vereinbarten prozentualen Gehaltserhéhungen
weiterzugeben. Das Angebot war in der Vereinbarung mit der Gewerkschaft
OTV vom 1. Oktober 1999 enthalten und an die genannten Arbeitnehmer
gerichtet. Es ging der Klagerin jedenfalls wahrend der Betriebsversammlung im
Oktober 1999 zu. Die Betriebsversammlung diente gerade dazu, den wesent-
lichen Inhalt dessen, was die OTV mit der Beklagten ausgehandelt hatte, den

Arbeitnehmern bekannt zu machen.

b) Die Klagerin hat das Angebot angenommen. Es kann dahingestellt
bleiben, ob der auf Arbeitnehmerseite handelnde Gewerkschaftssekretar der
OTV eine Erklarung in Vertretung der Klagerin abgegeben oder ob diese den
Antrag selbst auf der Betriebsversammlung angenommen hat. Jedenfalls mit
der widerspruchslosen Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses bei der Beklagten
am 1. November 1999 hat die Klagerin konkludent die Annahme des Angebots
erklart. lhrem tatsachlichen Verhalten kam ein entsprechender Erklarungswert
zu. Ihr Wille war auf die Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses gerade zu den
von der OTV-Kreisverwaltung G und der Beklagten niedergelegten und uber die
Rechtswirkungen des §613a BGB offenbar hinausgehenden Bedingungen
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gerichtet. Das musste auch die Beklagte aus der objektiven Sicht eines ver-
standigen Arbeitgebers erkennen.

C) Dem Vertragsschluss steht nicht ein etwaiger Ablauf der Frist von drei
Wochen zur Annahme des Angebots entgegen. Das Landesarbeitsgericht hat
zwar zum Zeitpunkt der Betriebsversammlung und damit zum Zeitpunkt des
Zugangs des Angebots keine hinreichend genauen Feststellungen getroffen.
Eine verspatete Annahme des Antrags (§ 148 BGB) wirde aber gem. § 150
Abs. 1 BGB als neues Angebot gelten, das die Beklagte ihrerseits vor dem
Hintergrund der Vereinbarung vom 1. Oktober 1999 durch die widerspruchslose
Weiterbeschaftigung der Klagerin angenommen hatte. Es bedarf deshalb keiner
Entscheidung, ob die Beklagte die Annahmefrist stillschweigend verlangert hat,
indem sie das Arbeitsangebot der Klagerin akzeptiert hat. Die Beklagte durfte
nicht davon ausgehen, die Klagerin habe mit der Weiterarbeit lediglich ihre
Rechte aus § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB verfolgen wollen, ohne das auf eine
Dynamik der Vergitung gerichtete Angebot anzunehmen. Das Angebot hatte
sich nicht bereits vor dem 1. November 1999 durch Zeitablauf erledigt. Vielmehr
wollte sich die Beklagte mit der Fristsetzung Gewissheit dariiber verschaffen,
mit welchen Arbeitnehmern sie rechnen konnte und ob Widerspriiche gegen
den Ubergang von Arbeitsverhaltnissen erfolgen wirden. Der Zweck,
Planungssicherheit zu erreichen, und das damit verbundene Interesse an einer
Vereinbarung bestanden am 1. November 1999 fort, weil nach der damaligen
Rechtslage zu § 613a BGB dem Ubergang des Arbeitsverhéltnisses jedenfalls
bis zum Zeitpunkt des Betriebsiibergangs widersprochen werden konnte (BAG
22. April 1993 - 2 AZR 313/92 - AP BGB §613a Nr. 102 = EzA BGB § 613a
Nr. 112, zu B V der Griinde mwN).

d) Der Wirksamkeit des Vertrags steht weder die in der Vereinbarung vom
1. Oktober 1999 noch die im Arbeitsvertrag der Parteien vorgesehene Schrift-

form entgegen.

aa) Die Vereinbarung vom 1. Oktober 1999 bietet keinen Anhaltspunkt
dafiir, dass die OTV-Kreisverwaltung in Vertretung der beginstigten Arbeit-
nehmer gehandelt hat. Vielmehr sollte den Arbeitnehmern die Mdglichkeit
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gegeben werden, ein an diese gerichtetes, mit der Beklagten ausgehandeltes
und bestimmte Arbeitsbedingungen beinhaltendes Angebot anzunehmen. Es
liegt deshalb keine zwischen den Parteien vereinbarte Schriftform iSd. § 127
Abs. 1 BGB vor.

Die Beklagte hat allerdings fiir die Annahmeerklarung eine Schriftform
bestimmt. Nach einer im Schrifttum vertretenen Auffassung kann das ge-
willkiirte Formerfordernis auch dadurch begriindet werden, dass der An-
tragende allein die schriftiche Annahme des Antrags als wirksam bestimmt
(Staudinger/Hertel [2004] § 127 BGB Rn. 6; Flume Allgemeiner Teil des Biirger-
lichen Rechts 2. Bd. Das Rechtsgeschéft 4. Aufl. §15 Il2a S.257; aA
MinchKommBGB/Einsele 5. Aufl. § 127 Rn. 3, nach der die Beschrdnkung des
Vertragsangebots in dieser Weise nichts daran &ndert, dass ein wirksames
gewillkiirtes Formerfordernis die (zumindest konkludente) Einverstdndnis-
erkldrung des anderen Teils voraussetzt). Auch wenn man dem folgte, ist ein
wirksamer Vertrag zwischen den Parteien zustande gekommen. Der Schriftform
sollte nach dem mit ihr verfolgten Zweck, Klarheit zu schaffen, ersichtlich keine
konstitutive, sondern nur eine deklaratorische Bedeutung zukommen. Die
Wirksamkeit der Annahmeerklarung hing deshalb nicht von der Beachtung der
Form ab. Jedenfalls war die Beklagte nicht gehindert, auch eine mindliche oder
konkludente Annahme gelten zu lassen. Dies hat sie mit der widerspruchslosen
Weiterbeschaftigung der Klagerin getan. Ein Verzicht auf die Schriftform liegt
auch deshalb nahe, weil diese allein dem Interesse der Beklagten an einer
Klarstellung des Fortbestands des Arbeitsverhéltnisses diente und der damit
verbundene Zweck mit der Weiterbeschaftigung der Klagerin erreicht wurde.
Ein dartber hinausgehender Sinn der Schriftform lasst sich der Regelung vom
1. Oktober 1999 nicht entnehmen.

bb) Ware demgegeniuber zwischen den Parteien gem. § 164 Abs. 1 BGB
oder gem. § 177 Abs. 1 in Verb. mit § 184 Abs. 1 BGB eine Vereinbarung tber
das Erfordernis einer Schriftform fur die Annahmeerklarung zustande ge-
kommen, wirde im Ergebnis nichts anderes gelten. Die Beklagte konnte auch
in diesem Fall von der Einhaltung des Formerfordernisses durch die Klagerin
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absehen und die konkludente Annahmeerklarung gelten lassen. Dazu bedurfte
es keines (konkludenten) Vertragsschlusses, denn der Anderungsvertrag sollte
nach der Vereinbarung vom 1. Oktober 1999 nicht insgesamt der Schriftform

unterliegen.

cC) Der Wirksamkeit der Vertragsanderung steht auch die Schriftform- 19

klausel nach § 11 Abs. 1 des Arbeitsvertrags nicht entgegen.

Die vereinbarte Schriftform kann formlos, ausdrucklich oder durch 20
konkludentes Verhalten, abbedungen werden. Entscheidend ist, dass Arbeit-
geber und Arbeitnehmer das formlos Vereinbarte Ubereinstimmend wollen,
selbst wenn sie nicht an die Formvorschrift gedacht haben (Senat 25. April
2007 - 5 AZR 504/06 - Rn. 17, AP BGB § 615 Nr. 121 = EzA BGB 2002 § 615
Nr. 20; BAG 24. Juni 2003 - 9 AZR 302/02 - BAGE 106, 345, 351). Die Parteien
haben das arbeitsvertragliche Schriftformerfordernis einvernehmlich auf-
gehoben. Wegen der formlosen Ubermittiung des Angebots veranderter Ver-
tragsbedingungen an die Klagerin und auf Grund der widerspruchslosen Fort-

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

setzung des Arbeitsverhaltnisses mussten sie davon ausgehen, dass die mit

&

der OTV ausgehandelten Bedingungen einschlieRlich der Verpflichtung der
Beklagten zur Weitergabe der Tariflohnerhéhungen unabhangig von der schrift-
lichen Zustimmung der Klagerin Vertragsbestandteil werden sollten.

DYIN J B8 §§ Yoru urquareq

dd) Die tatsachliche Vertragsdurchfihrung bestatigt, dass die Beklagte sich 21

entsprechend verpflichten wollte und die Parteien vom Zustandekommen einer

RZANYIRRER]

verbindlichen Vereinbarung unabhangig von der Schriftform ausgingen. In den
Jahren 2000 bis 2003 gab die Beklagte vereinbarungsgemal die tariflichen
Vergutungserhéhungen an ihre Arbeithnehmer weiter. Erst nach dem Wechsel
der Geschaftsfihrung Ende des Jahres 2003 und auf Grund der wirtschaftlichen
Schwierigkeiten im Jahr 2004 hat sie die Weitergabe der Tariferh6hungen

verweigert.
2. Die Anspriiche sind nicht teilweise verfallen. 22
a) Fur die Entscheidung des Rechtsstreits kommt es auf die Wirksamkeit 23

der Ausschlussklausel gem. § 10 Abs. 1 des Arbeitsvertrags an. Danach ver-
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fallen alle beiderseitigen Anspriiche aus dem Arbeitsverhaltnis, wenn sie nicht
innerhalb von zwei Monaten nach Falligkeit gegeniber der anderen Vertrags-
partei schriftich erhoben werden. Nach § 2 des Arbeitsvertrags war die Ver-
gltung jeweils am Monatsende zu zahlen. Die Klagerin hat die Anspriche auf
die monatlichen Differenzvergiitungen erstmals mit Schreiben vom
2. November 2004 geltend gemacht. Bei Anwendung der Klausel waren die
Anspriche fur Januar bis August 2004 verfallen.

b) Das Unterbleiben der rechtzeitigen schriftichen Geltendmachung ist
unschadlich. § 10 Abs. 1 des Arbeitsvertrags ist gem. § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB
insgesamt unwirksam und findet keine Anwendung. Vielmehr gilt nach § 306
Abs. 2 BGB allein das gesetzliche Verjahrungsrecht.

aa) Bei § 10 Abs. 1 des Arbeitsvertrags handelt es sich unstreitig um von
der Arbeitgeberin gestellte Allgemeine Geschaftsbedingungen iSv. § 305 Abs. 1
BGB.

bb) Die Bestimmung stellt eine von Rechtsvorschriften abweichende Rege-
lung dar (§ 307 Abs. 3 Satz 1 BGB); denn gesetzlich bleiben Anspriiche ab-
gesehen von einer Verwirkung (§ 242 BGB) erhalten und sind nur im Rahmen
des Verjahrungsrechts geltend zu machen. Die Klausel entspricht auch nicht
einer tariflichen Bestimmung oder anderen Norm iSd. § 310 Abs. 4 Satz 3 BGB,
die auf das Arbeitsverhaltnis der Parteien unmittelbar Anwendung finden kann
(vgl. Senat 25. Mai 2005 - 5 AZR 572/04 - BAGE 115, 19, 22; 28. September
2005 - 5 AZR 52/05 - BAGE 116, 66, 71 ff.).

cc) Die Bestimmung ist gem. § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB unwirksam. Die Frist
fur die schriftliche Geltendmachung ist mit zwei Monaten unangemessen kurz.
Eine einzelvertragliche Ausschlussfrist in Allgemeinen Geschaftsbedingungen,
welche die schriftliche Geltendmachung aller Anspriiche aus dem Arbeits-
verhaltnis innerhalb einer Frist von weniger als drei Monaten ab Falligkeit
verlangt, benachteiligt den Vertragspartner des Verwenders unangemessen
entgegen den Geboten von Treu und Glauben (Senat 28. September 2005
-5 AZR 52/05 - BAGE 116, 66, 73 ff.). Sie ist mit wesentlichen Grundgedanken
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des gesetzlichen Verjahrungsrechts nicht zu vereinbaren (§ 307 Abs. 2 Nr. 1
BGB) und schrankt wesentliche Rechte, die sich aus der Natur des Arbeits-
vertrags ergeben, so ein, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefahrdet ist
(§ 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB).

dd) Die Unwirksamkeit der Ausschlussklausel fuhrt auch unter Berlick- 28
sichtigung der Besonderheiten bei Altvertrdgen zu ihrem ersatzlosen Wegfall

bei Aufrechterhaltung des Arbeitsvertrags im Ubrigen, § 306 Abs. 1 und 2 BGB

(vgl. schon Senat 28. November 2007 - 5 AZR 992/06 - Rn. 26).

Sind Bestimmungen in Allgemeinen Geschaftsbedingungen unwirksam, 29

ist nach § 306 Abs. 2 BGB das (dispositive) Gesetz maligebend. Ist der Gegen-
stand der unwirksamen Vereinbarung nicht gesetzlich geregelt, kommt es
darauf an, ob ein ersatzloser Wegfall der unwirksamen Klausel eine sach-
gerechte Ldésung darstellt. Scheidet diese Mdglichkeit aus, ist zu prifen, ob
nach den anerkannten Grundsatzen der erganzenden Vertragsauslegung eine
Ersatzregelung gefunden werden kann (Senat 25. April 2007 - 5 AZR 627/06 -
Rn. 26, AP BGB § 308 Nr. 7 = EzA BGB 2002 § 307 Nr. 20 mwN).

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

&

Eine sog. geltungserhaltende Reduktion ist im Recht der Allgemeinen 30
Geschaftsbedingungen nicht vorgesehen (Senat 28. September 2005 - 5 AZR
52/05 - BAGE 116, 66, 76, 25. Mai 2005 - 5 AZR 572/04 - BAGE 115, 19, 27;
BAG 4. Marz 2004 - 8 AZR 196/03 - BAGE 110, 8, 26, BGH 17. Mai 1982
-VIIZR 316/81- BGHZ 84, 109, 116, 25.Juni 2003 - VIl ZR 344/02 -
NJW 2003, 2899 f., zu Il 2 der Griinde). Der Gesetzgeber hat sich mit Art. 229
§ 5 EGBGB fir die Anwendbarkeit der §§ 305 ff. BGB auch auf Vertrage ent-

schieden, die bei ihrem Abschluss noch nicht dem Anwendungsbereich des

DYIN J B8 §§ Yoru urquareq

RZANYIRRER]

Rechts Allgemeiner Geschaftsbedingungen unterfielen. Durch die Uberleitungs-
vorschrift war den Arbeitsvertragsparteien ein zeitlicher Spielraum eréffnet, sich
auf die geanderte rechtliche Lage einzustellen. Die Vertragsparteien kénnen
nicht davon ausgehen, dass die rechtliche Beurteilung einzelner Vertrags-
regelungen wahrend der gesamten Dauer des Arbeitsverhéltnisses unverandert

bleibt. Ein etwaiges Vertrauen des Verwenders darauf, zu kurze und damit
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unwirksam gewordene Ausschlussfristen wiirden generell auf das gerade noch

zulassige Mal verlangert, ware nicht berechtigt und nicht schiitzenswert.

Der Senat hat darliber hinaus bei Altvertragen zur Schliefung der sich 31
aus der Anwendung des AGB-Rechts ergebenden Liicken auf die erganzende
Vertragsauslegung zurlickgegriffen, weil die Klausel nur deshalb unwirksam
war, weil sie in formeller Hinsicht den neuen Anforderungen nicht genugte (vgl.
11. Oktober 2006 - 5 AZR 721/05 - Rn. 34, AP BGB § 308 Nr. 6 = EzA BGB
2002 § 308 Nr. 6; 12. Januar 2005 - 5 AZR 364/04 - BAGE 113, 140, 147 f.).
Die erganzende Vertragsauslegung bietet die Moglichkeit einer flexiblen
Korrektur, wenn der Wegfall der unwirksamen Klausel sich nicht durch dis-
positives Gesetzesrecht fullen lasst und zu einem Ergebnis fuhrt, das den
beiderseitigen Interessen nicht in vertretbarer Weise Rechnung tragt. Sie setzt
voraus, dass die Gesetzeslage ohne eine Erganzung des Vertrags keine an-
gemessene, den typischen Interessen der Vertragsparteien Rechnung tragende
Lésung bietet. An die Stelle der Klausel tritt die Gestaltung, die die Parteien bei

1S SUN[UIUIESSIO}I) JOP 912 ], YONY SIOMUTE]

einer angemessenen Abwagung der beiderseitigen Interessen nach Treu und

&

Glauben als redliche Vertragsparteien vereinbart hatten, wenn ihnen die Un-
wirksamkeit der Geschaftsbedingung bekannt gewesen ware (Senat 25. April
2007 - 5 AZR 627/06 - Rn. 26, AP BGB § 308 Nr. 7 = EzA BGB 2002 § 307
Nr. 20; 11. Oktober 2006 - 5 AZR 721/05- aaO; BGH 4. Juli 2002 - VIl ZR
502/99 - BGHZ 151, 229, 234, 13. November 1997 - IX ZR 289/96 - BGHZ 137,
1563, 157). Das ist nicht etwa stets die Regelung, die der AGB-Kontrolle gerade

DYIN J B8 §§ Yoru urquareq
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noch gerecht wird.

Die dargestellten Voraussetzungen fir eine erganzende Vertragsaus- 32
legung sind im Streitfall nicht erfullt. Die Unwirksamkeit der beanstandeten
Klausel lasst den Regelungsplan der Parteien nicht als vervollstdndigungs-
bedirftig erscheinen. Anders als etwa bei der Unwirksamkeit eines vereinbarten
Widerrufsvorbehalts (Senat 12. Januar 2005 - 5 AZR 364/04 - BAGE 113, 140)
bietet das Gesetz hier eine angemessene Lésung, die den typischen Interessen
der Vertragspartner Rechnung tragt. Der mit der Ausschlussfrist verfolgte
Zweck, Rechtsfrieden und Rechtssicherheit herzustellen, wird durch die regel-
mafige Verjahrungsfrist des § 195 BGB erreicht. Zwar hat der Ablauf der
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Ausschlussfrist rechtsvernichtende Wirkung und ist von Amts wegen zu beriick-
sichtigen, wahrend die Verjahrung dem Schuldner eine Einrede gibt und damit
nur die Durchsetzung der rechtlich fortbestehenden Forderung hindert. Doch
sowohl Ausschluss- als auch Verjahrungsfristen begrenzen die Méglichkeit, das
Recht durchzusetzen, indem sie ein Tatigwerden des Anspruchsinhabers
verlangen. Sie sind Ausdruck des vom Gesetzgeber verfolgten Ziels, Rechts-
frieden herzustellen, und bezwecken einen angemessenen Ausgleich zwischen
dem Schutz des Schuldners vor einer drohenden Beweisnot und mdglichem
Verlust von Regressanspriichen gegen Dritte einerseits und der Notwendigkeit,
den Glaubiger vor einem ungerechtfertigten Anspruchsverlust zu bewahren,
andererseits. Ausschlussklauseln stellen angesichts der Verjahrungsregelungen
auch keine zwingend gebotene arbeitsrechtliche Besonderheit dar. Zahlreiche
Arbeitsvertrage kommen ohne sie aus. Die Verjahrungsfrist von drei Jahren
nach § 195 BGB ist angemessen lang, im Fall der Unwirksamkeit einer Verfall-
klausel dem Bedurfnis der Parteien nach Rechtssicherheit und Rechtsklarheit
zu genligen (vgl. Senat 28. September 2005 - 5 AZR 52/05 - BAGE 116, 66, 77;
25. Mai 2005 - 5 AZR 572/04 - BAGE 115, 19, 27f). Das gilt unabhangig
davon, ob es sich um einen Neu- oder einen Altvertrag handelt. Der Umstand,
dass die §§ 305 ff. BGB bei Vertragsschluss nicht berticksichtigt werden konn-

ten, begrindet keine Notwendigkeit einer erganzenden Vertragsauslegung.

Im Ubrigen vermag der Senat die Auffassung nicht zu teilen, die er-
ganzende Vertragsauslegung ergébe eine dreimonatige Ausschlussfrist. Naher
liegt es, dass die Beklagte bzw. ihre Rechtsvorgangerin unter Geltung des
§ 307 BGB und bei Beriicksichtigung der im Jahre 2002 hierzu vertretenen
Auffassungen eine Vertragsklausel mit einer sechsmonatigen Ausschlussfrist
verwendet hatte, um auf der ,sicheren Seite* zu sein. Die Kenntnis der Recht-
sprechung aus dem Jahre 2005 darf im Rahmen einer erganzenden Vertrags-
auslegung nicht unterstellt werden. Ebenso bestehen keine Anhaltspunkte

daflr, die Parteien hatten eine individuelle Vertragsklausel ausgehandelt.
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3. Danach stehen der Klagerin jedenfalls 325,58 Euro brutto fir die
Monate Januar bis November 2004 zu. Insoweit handelt es sich unzweifelhaft
um prozentuale Gehaltserh6hungen, deren Héhe unstreitig ist.

4, Die Entscheidung Uber die Zinsen beruht auf den §§ 288 Abs. 1, 291
BGB. Prozesszinsen sind in Anwendung von § 187 Abs. 1 BGB erst ab dem
Tag zu zahlen, der auf den Tag der Zustellung der Klage folgt (vgl. Senat
4. Dezember 2002 -5AZR 494/01- AP EntgeltFG §3 Nr. 17 = EzZA
EntgeltfortzG § 3 Nr. 10, zu IV 4 der Griinde).

Il. Die Revision ist im Ubrigen begriindet. Auf der Grundlage der Fest-
stellungen des Landesarbeitsgerichts lasst sich nicht abschlielend beurteilen,
ob auch die im November 2004 fallige Einmalzahlung iHv. 50,00 Euro als
,vereinbarte prozentuale Gehaltserhéhung“ im Sinne der Anderungsverein-
barung zum Arbeitsvertrag verstanden werden kann. Das Landesarbeitsgericht
hat hierzu keine Auslegung der Anderungsvereinbarung vorgenommen,
sondern die Einmalzahlung ohne Begriindung mit einbezogen. Der Senat kann
die Auslegung nicht selbst nachholen, weil weiterer Auslegungsstoff in Betracht
kommt. Die Parteien missen Gelegenheit zum erganzenden Vortrag erhalten.
Die Sache ist insoweit zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das
Landesarbeitsgericht zuriickzuverweisen (§ 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO).

Miller-Glége Mikosch Laux

Kessel Zorn

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

34

35

36

1ZINYPsa8 HUIN I BLY §§ YORU YUBQUI)R(] S[e PUIS SUN[WIWILSS[12)1() J9P 319 ], YINY SIDMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



